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Ein zukunftsfähiges 
Energieversorgungssystem
braucht eine solide Basis

Ein zukunftsfähiges Energieversorgungs-
system beruht auf der gleichrangigen Be-
rücksichtigung von Versorgungssicher-
heit, Wirtschaftlichkeit und Umweltver-
träglichkeit (vgl. Abb. 1). Versorgungssi-
cherheit bedeutet dabei nicht nur die lang-
fristig sichere Verfügbarkeit von Brenn-
stoffen wie Kohle, Uran oder Erdgas.
Wichtig ist auch eine Netz- und Erzeu-
gungsinfrastruktur, die eine sichere und
zuverlässige Versorgung gewährleisten
kann. Deutschland hat hier heute einen
sehr hohen Standard.

Das Kriterium Wirtschaftlichkeit zielt auf
marktfähige und angemessene Strom-
preise. Staatlich veranlasste Zuschläge,
wie Umlagen zur Förderung erneuerba-
rer Energien und der Kraft-Wärme-Kopp-
lung, Ökosteuern und Konzessionsab-
gaben sowie Kosten aus der Verknap-
pung von CO2-Emissionsrechten und
schließlich die Mehrwertsteuer, wirken
dem entgegen. Ihr Anteil hat sich in den
letzten Jahren beim Haushaltsstrom auf
etwa 40% verdoppelt, wodurch die Vor-
teile der Strommarktliberalisierung kaum
noch beim Verbraucher ankommen. Die-
ser hohe Staatsanteil ist europaweit fast
einmalig.

Die Umweltverträglichkeit verlangt einen
verantwortungsbewussten Einsatz der
verfügbaren Ressourcen. Dazu zählen ef-
fiziente Kohlekraftwerke mit moderner
Rauchgasreinigung, hocheffiziente Gas-
turbinen-Kombikraftwerke und die CO2-
freie Kernenergie ebenso wie ein vernünf-
tiger Anteil erneuerbarer Energien. Erst ein
optimales Zusammenspiel dieser einzel-
nen Erzeugungsarten ermöglicht es, die
Stromversorgung sicher, wirtschaftlich
und umweltverträglich zu gestalten.

Widersprüchliche politische 
Zielvorgaben

Die Energiepolitik der Bundesregierung ist
momentan geprägt durch das Glaubens-
bekenntnis von der Energiewende, nach
der die Energieversorgung in Deutschland
grundlegend verändert werden soll. Das
Zieldreieck der Energiewirtschaft ist da-
durch schiefwinklig geworden, denn es
wird kontinuierlich in Richtung der Um-
weltaspekte verbogen. Wirtschaftlichkeit
und möglicherweise auch Versorgungs-
sicherheit bleiben dabei auf der Strecke.
Ein prägnantes Beispiel für diese Entwick-
lung sind die Zielvorgaben für erneuer-
bare Energien.

Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) soll der Ausbau der erneuerbaren
Energien an der Stromerzeugung auf ei-
nen Anteil von 12,5% in 2010 und auf
20% in 2020 vorangetrieben werden. Das
EEG garantiert regenerativer Stromerzeu-
gung einen absoluten Vorrang im Strom-
netz und die Abnahme zu gesetzlich fest-
gelegten Mindestpreisen, die weit über
dem Marktwert liegen. Die Summe dieser
Einspeise-Vergütungen wird über eine
Umlage auf den Verbraucher gewälzt und
belief sich 2004 auf etwa 3,4 Mrd. €. Ei-
ne starke Zunahme der EEG-Vergütun-
gen ist aufgrund des weiteren Ausbaus
der erneuerbaren Energien in Deutsch-
land vorgezeichnet. Bis 2015 wird sich al-
lein die daraus resultierende Zusatzbelas-
tung auf 5 Mrd. € pro Jahr erhöhen.

Die Rolle der erneuerbaren 
Energien in der Stromversorgung

E.ON Energie unterstützt die perspekti-
vische Entwicklung erneuerbarer Ener-
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gien. Dies bedeutet für uns, Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien schnellstmöglich effizient nutzbar und wett-
bewerbsfähig zu machen. Nur wenn dies gelingt, können
sich erneuerbare Energien langfristig auf dem Strommarkt
behaupten und einen sinnvollen Beitrag leisten. Das EEG
in seiner heutigen Form wird diesem Anspruch jedoch nicht
gerecht.

Die erneuerbaren Energien beschäftigen uns jedoch nicht
nur auf der Erzeugerseite, sondern auch im Bereich der Net-
ze. Mehr als 45% der in Deutschland installierten Windkraft
von derzeit etwa 16 600 MW speist in die vorhandenen Über-
tragungs- und Verteilnetze ein – im Wesentlichen in den wind-
reichen Küstenregionen Schleswig-Holsteins und Nieder-
sachsens. Die Netzinfrastruktur dieser Region ist aber nicht

für den Abtransport großer Strommengen
ausgelegt. 

2003 wurden in Deutschland 46,3 Mrd. kWh
Strom aus erneuerbaren Quellen erzeugt
(vgl. Abb. 2). Davon wurde über die Hälfte,
28,5 Mrd. kWh, über das EEG gefördert.
Der Großteil der regenerativen Stromerzeu-
gung erfolgt aus der Wasserkraft und der
Windenergie, gefolgt von der Biomasse. Die
Photovoltaik hingegen erreichte, trotz der
hohen Vergütungen, keinen nennenswer-
ten Anteil.

Traditionell leistet die Wasserkraft einen wich-
tigen und zuverlässigen Beitrag von etwa
4,5% zur deutschen Stromversorgung. Die-
ser Beitrag ist unter dem Regime der euro-
päischen Wasserrahmenrichtlinie kaum stei-
gerbar. Photovoltaik und Geothermie wer-

den auf absehbare Zeit nur eine Außenseiterrolle spielen. 

Das EEG hat Deutschland zum Weltmeister der Windener-
gieerzeugung gemacht. Ende 2004 waren deutschland-
weit rund 16 500 Anlagen mit einer Leistung von etwa 
16 600 MW installiert. Das ist die Hälfte aller europäischen
Anlagen. Dieser Rekord bedeutet allerdings nicht, dass die
Windenergie in Deutschland sinnvoll genutzt wird. Wurden
Windparks anfangs primär in windreichen Küstengebieten
installiert, so drangen sie immer mehr ins Binnenland vor,
weil das Gesetz für schlechtere Windverhältnisse höhere
Subventionen vorschreibt.

Angesichts der an Land bereits erreichten Potentialausschöp-
fung zielen die zukünftigen Planungen verstärkt auf die Nut-

zung der Windenergie auf hoher See (Off-
shore). Höhere Windgeschwindigkeiten und
stetigere Windverhältnisse versprechen dort
deutlich größere Energieausbeuten. Der finan-
zielle und technische Aufwand ist jedoch auf-
grund der weiten Entfernung zur Küste und
den dort herrschenden Wassertiefen ernorm.
Es wird noch einige Jahre dauern, bis Off-
shore-Windenergie einen signifikanten Bei-
trag zur Stromerzeugung leisten kann. Für die
Erschließung der Offshore-Potentiale müssen
allerdings noch höhere Subventionen bezahlt
werden als bei den Anlagen an Land. 

Mit der EEG-Novelle soll auch der Einsatz
der Biomasse in der Stromerzeugung stark
forciert werden. Die Einspeise-Vergütungen
haben bereits zu Verzerrungen auf dem Alt-
holzmarkt geführt, wo die hoch subventio-
nierte Stromerzeugung aus Biomasse mit der
stofflichen Verwertung konkurriert.

i fo  Schne l ld ienst  4/2005 –  58.  Jahrgang

6

Das Zieldreieck der Energiewirtschaft

Quelle: E.ON AG.
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Auswirkungen der erneuerbaren Energien auf die
Energieversorgung

Die Windenergie hat trotz einem vergleichsweise kleinen An-
teil von nur 4% an der Stromerzeugung mittlerweile eine Grö-
ße erreicht, die wegen ihrer mangelhaften Prognostizier-
barkeit in Verbindung mit ihrer Vorrangstellung beim Netz-
zugang einen erheblichen Einfluss auf die Versorgungsinfra-
struktur hat. Die Integration des eingespeisten Windkraft-
stroms stößt stellenweise bereits heute an die Grenzen des
Machbaren.

Dies wird auch durch die aktuell diskutierte, von der Deut-
sche-Energie-Agentur (dena) durchgeführte Studie über die
»Energiewirtschaftliche Planung für die Netzintegration von
Windenergie in Deutschland an Land und Offshore bis zum
Jahr 2020« (dena-Netzstudie) deutlich. Diese Studie wurde
unter Einbindung aller beteiligten Akteure (Windbranche,
Netzbetreiber, Energiewirtschaftler) erarbeitet. Die dena-
Netzstudie liefert wichtige technische und wirtschaftliche An-
haltspunkte für die künftige Einbindung der Windenergie,
zeigt aber auch Grenzen und unmittelbaren Handlungsbe-
darf auf:

– Die Schere zwischen dem rasanten Ausbau der Wind-
energie und den dafür erforderlichen Netzen klafft im-
mer weiter auseinander. Es kommt daher bereits heute
regional zu windstrombedingten Netzengpässen. Nur
durch ein konsequentes Erzeugungsmangement, d.h.
durch Zurückfahren anderer Kraftwerke, konnten Netz-
ausfälle in Norddeutschland bisher verhindert werden.
Zur Vermeidung solcher Netzüberlastungen ist daher für
neu installierte Windenergieanlagen in vorbelasteten Ge-
bieten ein Erzeugungsmanagement erforderlich, mit dem
die Windstromeinspeisung zeitweilig gedrosselt werden
kann.

– Bis zum Jahr 2015 sind im Hochspannungsnetz umfang-
reiche Neubauten von etwa 850 km und eine Verstärkung
bestehender Trassen über etwa 400 km erforderlich. Da-
mit sind Investitionen von 1,1 Mrd. € verbunden. Allein
die Planfeststellungsverfahren für solche Freileitungen
dauern in Deutschland viele Jahre, so dass die Versor-
gungsrisiken steigen. 

– Bisher leisten Windenergieanlagen keinen nennenswer-
ten Beitrag zur Netzstabilität. Bereits heute können Netz-
störungen in Gebieten mit einer hohen Konzentration von
Windenergieanlagen durch den dominoartigen Ausfall
dieser Anlagen verstärkt werden und so zu einem groß-
flächigen Versorgungsausfall führen. Aufgrund der Grö-
ßenordnung der installierten Windenergieleistung kann
ein solcher Ausfall auch Auswirkungen auf die Stabilität
des europäischen Verbundnetzes haben. 

– Mit einem zunehmenden Ausbau der Windenergie sinkt
der Leistungsbeitrag, den diese Anlagen gesichert be-
reitstellen können. So beträgt im Jahr 2015 der gesicher-

te Leistungsbeitrag der Windenergie, also der Betrag, mit
dem sie die Erzeugungsleistung anderer Kraftwerke er-
setzen kann, nur noch 6% ihrer installierten Leistung. So-
mit wird auch langfristig konventionelle Erzeugung in fast
unverminderter Höhe zur Deckung und Absicherung des
Strombedarfs erforderlich sein. Wir leisten uns also den
Luxus eines doppelten Kraftwerksparks.

– Die Schwankungen der stochastisch einspeisenden
Windenergie sind nur durch Vorhaltung ausreichender
Reserveenergie auszugleichen. Diese muss, wie gesagt,
größtenteils aus konventionellen Kraftwerken bereitge-
stellt werden. Dies hat auch gravierende Auswirkungen
auf den Kraftwerkspark. So ist in Zukunft ein verstärkter
Zubau flexibel einsetzbarer gasbetriebener Kombikraft-
werke erforderlich. Die geringere Auslastung dieser
»Schattenkraftwerke« wird zu steigenden Stromkosten in
den Großhandelsmärkten führen. Außerdem sind Kraft-
werksstandorte in Gebieten mit hoher Windeinspeisung
von regelmäßigen Abschaltungen mit entsprechenden
Kostenfolgen bedroht. 

– Die Windstromerzeugung vermeidet zwar Brennstoffkos-
ten. Die geringere Auslastung der thermischen Kraftwer-
ke, der remanente Reserveleistungsbedarf und steigen-
de Einspeisevergütungen führen jedoch zu höheren Kos-
ten der Stromerzeugung. Werden die EEG-Einspeisever-
gütungen für die bereits heute installierten Windenergie-
anlagen sowie für die sonstigen erneuerbaren Energien
mitgerechnet, dann steigen die Strompreise für den End-
verbraucher bis 2015 gegenüber einem Referenzszena-
rium ohne EEG um bis zu 30%.

– Ihre hohen CO2-Vermeidungskosten relativieren den öko-
logischen Nutzen der Windenergie ganz erheblich. Sie
liegen mit 40 bis 80 €/t CO2 deutlich über CO2-Minde-
rungskosten, die mit Effizienzsteigerungen in konventio-
nellen Kraftwerken erzielbar sind. Der Marktwert für CO2

im europäischen Emissionshandel liegt derzeit bei 7 €/t.
– Die dena-Netzstudie zeigt auch die Grenzen des Aus-

baus der Windenergie. So mussten die Untersuchun-
gen auf einen Prognosehorizont bis zum Jahr 2015 ver-
kürzt werden. Mit einem darüber hinaus gehenden Aus-
bau wäre eine einigermaßen gesicherte Stromversorgung
nicht mehr darstellbar gewesen.

– Die Stromtransportnetze unserer Nachbarländer werden
durch die deutsche Windstromeinspeisung mit beein-
trächtigt. Unter anderem werden die Kuppelkapazitäten
zwischen den Ländern durch windbedingte Stromflüsse
reduziert, was den europäischen Stromhandel ein-
schränkt.

Das EEG vernachlässigt die europäische 
Perspektive

Das EEG ist ausschließlich auf Nutzung und Ausbau der
erneuerbaren Energien in Deutschland ausgerichtet. Die
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europäische Perspektive wird vernachlässigt. Wie auch
die dena-Netzstudie zeigt, hat ein nationales Gesetz, das
hinsichtlich Umfang und Förderhöhe eine wie auch
immer zu bewertende »Vorreiterrolle« in Europa einnimmt,
auch Auswirkungen auf den europäischen Strommarkt
und die Stromversorgung in anderen Ländern. Unab-
hängig davon führen die EEG-bedingten Mehrbelastun-
gen natürlich zur Benachteiligung des Standortes
Deutschland.

Dieser nationale Alleingang vermindert nicht nur die Chan-
ce, erneuerbare Energien im Rahmen des europäischen
Strombinnenmarktes effizienter zu nutzen. Der massive Aus-
bau der Windkraft in Deutschland behindert auch den grenz-
überschreitenden Stromhandel und belastet die Netz- und
Erzeugungsinfrastruktur im Ausland. Dies widerspricht dem
Ziel eines offenen und fairen Binnenmarkts. 

Forderungen an die Politik

Die Politik muss einen zuverlässigen Rahmen für die Ener-
giewirtschaft setzen. In den Bereichen Kraftwerke und Net-
ze stehen aufgrund der Altersstruktur umfangreiche Inves-
titionsentscheidungen an. Ob und wie diese mittelfristig aus-
fallen werden, hängt wesentlich von der Ausgestaltung der
politischen Rahmenbedingungen und der künftigen Regu-
lierung ab:

– Die erneuerbaren Energien, insbesondere die Wind-
energie, führen in Deutschland zu regional stark unter-
schiedlichen Belastungen der Netzinfrastruktur. Fol-
gekosten der Windenergie, wie Aufwendungen für Re-
gelenergie und Netzausbau, müssen bei einer Regulie-
rung der Netznutzungsentgelte unbedingt berücksich-
tigt werden.

– Der Ausbau der Windenergie macht einen umfangreichen
Netzausbau erforderlich. Die Politik muss hierfür Investi-
tionsbedingungen schaffen, mit denen kapitalmarktfähi-
ge Renditen erwirtschaftet werden können. 

– Die Förderung erneuerbarer Energien darf die europäi-
sche Perspektive nicht vernachlässigen. Das EEG wirkt
den Zielen des EU-Binnenmarktes entgegen. Eine rein
auf Deutschland begrenzte Sichtweise vermindert die
Chancen, erneuerbare Energien dort zu nutzen, wo dies
am effizientesten und kostengünstigsten zu verwirklichen
ist.

– Das deutsche EEG bietet zu wenig Anreize, erneuerba-
re Energien wettbewerbsfähig zu machen und somit
nachhaltig im Strommarkt zu etablieren. Ein europaweit
einheitliches Fördersystem, das diese Fehler korrigiert,
würde der Nachhaltigkeit regenerativer Stromerzeugung
dienen.

– Schließlich muss die Vorrangregelung für erneuerbare
Energien aus Sicherheitsgründen und natürlich auch aus

wirtschaftlichen Erwägungen geändert werden. Wenn ei-
ne zunehmende Menge kaum prognostizierbarer Erzeu-
gung immer Vorfahrt hat, entstehen nicht nur progressi-
vere Kosten für die Transportinfrastruktur und die übrige
Stromerzeugung, sondern auch eine verminderte Sicher-
heit der gesamten Stromversorgung.
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Energiepolitik – Quo vadis?

Die Energiewirtschaft steht vor gewaltigen Herausforderun-
gen: Innerhalb der nächsten 15 Jahre müssen etwa 40 000
Megawatt (MW) Kraftwerksleistung ersetzt, sollen die CO2-
Emissionen um nicht weniger als 40% gesenkt und gleich-
zeitig ein europäischer Binnenmarkt für Energie geschaffen
werden – und dies vor einem sich abzeichnenden dramati-
schen Umbruch der Weltenergiemärkte. In den neunziger
Jahren schien es, als hätte die Energiepolitik die freie Aus-
wahl aus einem langfristig günstigen Menü: Kernenergie-
ausstieg, Klimaschutz, Ausbau der erneuerbaren Energie-
quellen, Öffnung der Netze bei den leitungsgebundenen
Energieträgern und die Abschöpfung der Ressourcenrente
in den Verbraucherstaaten durch die Einführung der Öko-
steuern. Alles schien möglich, weil die Weltenergiemärkte
unbegrenzt flexibel, die Preise in realer Rechnung so nied-
rig waren wie seit 30 Jahren nicht mehr und die Energie-In-
frastruktur – gleichgültig ob Kraftwerke oder Netze – mo-
dern und leistungsfähig und vor allem abgeschrieben wa-
ren. Doch inzwischen zeigen die Kalifornien-Krise, Black-
outs, nicht nur in den USA und Italien, ein Ölpreisanstieg von
20 US-Dollar/Barrel Ende 2001 auf über 50 US-Dollar/Bar-
rel in der zweiten Jahreshälfte 2004, dem die Gaspreise folg-
ten, die Explosion der Kokspreise, Klagen des Kartellamts
über unzureichenden Wettbewerb bei Strom und Gas, dass
in längerfristiger Perspektive die neunziger Jahre ein selte-
ner Glücksfall gewesen sein könnten, die scheinbar ent-
spannte Lage von Anfang der neunziger Jahre bis 2003 auf
einer besonders günstigen historischen Ausgangssituation
mit niedrigen Energiepreisen, ausreichenden Kraftwerks-
kapazitäten und kurzfristig gut ausgebauten Netzen beruh-
te – irreführende Voraussetzungen also für ein zukunftsfähi-
ges Energieversorgungssystem. Doch wie könnte ein zu-

kunftsfähiges Energieversorgungssystem aussehen und wel-
che Bedeutung haben dabei die erneuerbaren Energien und
der wettbewerbliche Rahmen? Dazu einige grundsätzliche
Feststellungen.

Energie ist ein unverzichtbarer Input der 
wirtschaftlichen Entwicklung 

Energie ist im Sinne der natürlichen Ressourcenökonomik
die einzige »wesentliche Ressource«. Durch Verbrennen fos-
siler Brennstoffe oder durch Kernspaltung wird einmalig Ener-
gie frei, die dann nach ihrer Nutzung (in Form von Prozess-
wärme, Kraftquelle, Licht oder chemischer Rohstoff) letzt-
lich als Wärme für immer verloren ins Weltall abgestrahlt wird.
Recycling ist, anders als bei Kupfer oder Stahl, nicht mög-
lich, und eine ewige Substitution in die Ecken der Produk-
tionsfunktion ist aus thermodynamischen Gründen nicht
denkbar. Damit ist Energie unverzichtbarer Input für jede wirt-
schaftliche Entwicklung und industrielle Produktion. Die Quel-
len, aus denen Energie gewonnen wird, sind jedoch sehr
unterschiedlich und hängen nicht zuletzt vom Entwicklungs-
stand einer Volkswirtschaft ab. 

Jedes Energiesystem beansprucht natürliche
Ressourcen 

Unabhängig von der speziellen Form des Energieeinsatzes
sind die Gewinnung, die Umwandlung und der Verbrauch
von Energie in jedem Fall mit der Inanspruchnahme natür-
licher Ressourcen verbunden. Dies gilt für jedes zukunfts-
fähige Versorgungssystem. Die Höhe und Intensität der In-
anspruchnahme ist eine Funktion der Struktur des Ener-
giesystems. In Deutschland dominieren gegenwärtig koh-
lenstoffreiche Energiequellen, so dass die Energieerzeu-
gung und der Verbrauch maßgeblich für die Emissionen
von CO2 verantwortlich sind. In Systemen mit einem ho-
hen Anteil regenerativer oder atomarer Energiequellen las-
sen sich diese Emissionen vermeiden, allerdings um den
Preis anderer Umweltbelastungen, bei atomaren Systemen
mit den Risiken schwerwiegender Havarien und der lang-
fristigen Belastung mit radioaktivem Abfall, bei regenerati-
ven Energiequellen um den Preis erhöhter Flächenverbräu-
che, begrenzter Potentiale und unsicherer Verfügbarkei-
ten. Ein Versorgungssystem ohne Ressourcenverbrauch
ist Wunschdenken. 

Die Struktur des Energieeinsatzes ist eine 
Folge der ökonomischen und ökologischen 
Rahmenbedingungen 

Im Laufe der Industrialisierung wurden regenerative Ener-
giequellen (Holz, Wasserkraft, Wind) fast vollständig durch
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fossile Brennstoffe (Braun- und Steinkohle, Mineralöl, Erd-
gas) verdrängt. Die Energiedichte dieser Energieträger und
ihre wirtschaftliche Überlegenheit ließen den regenerativen
Energiequellen keine Chance – von einzelnen Nischen wie
der Stromerzeugung aus Wasserkraft abgesehen. Gemes-
sen am Primärenergieverbrauch erreichen die regenerativen
Energiequellen gegenwärtig in Deutschland gerade mal ei-
nen Anteil von 3%; Mineralöl (36,5%), Kohle (25,3%) Erdgas
(22,3%) und Kernenergie (12,5%) bilden das Rückgrat un-
serer gegenwärtigen Versorgung. Dies gilt auch für die Strom-
erzeugung, die zu mehr als 90% auf Stein- und Braunkoh-
le, Kernenergie und Erdgas basiert, obwohl gerade dort in
den letzten Jahren die regenerativen Energiequellen – nicht
zuletzt mit massiver staatlicher Förderung – ihren Anteil deut-
lich ausweiten konnten. 

Der marginale Anteil der regenerativen Energiequellen am
Primärenergieverbrauch ist eine Folge der geringen Wett-
bewerbsfähigkeit der regenerativen Energiequellen gegen-
über konventionellen fossilen Energieträgern. Steigende 
Öl-, Kohle- und Gaspreise könnten die Wettbewerbsposi-
tion der regenerativen Energiequellen zwar verbessern,
allerdings wären dazu Preisimpulse erforderlich, die deut-
lich über das gegenwärtig erreichte Niveau hinausgehen.
Insoweit ist in absehbarer Zeit nicht mit einer marktindu-
zierten Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit regenerativer
Energiequellen zu rechnen. Die von der Klimaschutzpolitik
formulierten Ausbauziele, den Anteil der regenerativen Ener-
giequellen an der gesamten Stromerzeugung von 2000 bis
2010 zu verdoppeln und im Jahr 2010 mindestens 12,5%
des Stromverbrauchs über regenerative Energiequellen
zu decken, können nur mit Hilfe staatlicher Unterstützun-
gen erreicht werden. Dies gilt auch unter Einschluss des
Handels mit CO2-Emissionsrechten, der seit dem ersten
Januar 2005 für Anlagen der Energieerzeugung verbind-
lich vorgeschrieben ist. Der Preis für CO2-Emissionsrech-
te müsste mindestens 62 €/t, in der Regel sogar deutlich
über 100 €/t liegen, damit regenerative Energiequellen im
Emissionshandel genau jene Vergütungen erhalten, die ih-
nen gegenwärtig per Gesetz zugesprochen werden und
die dem Wert der durch ihren Einsatz vermiedenen CO2-
Emissionen entspricht.

Der Ausbau regenerativer Energiequellen kann
nur eine langfristige Option sein

Langfristig sind erneuerbare Energieträger in jedem zu-
kunftsfähigen Energiesystem mit einem gewichtigen An-
teil enthalten. Daraus leitet sich aber keineswegs die For-
derung nach sofortigem raschem Ausbau ab. Das Timing
des optimalen schrittweisen Aufbaus neuer Energiesys-
teme ist eine eigenständige Problematik: Nur wenn Ska-
len- und Lernkurveneffekte mittelfristig die Wettbewerbs-
fähigkeit der neuen Systeme erwarten lassen, ist eine vor–

übergehende staatliche Förderung sinnvoll. Damit hängen
der Zeitpunkt und die Begründung für den Ausbau rege-
nerativer Energieträger von der Marktperspektive der klas-
sischen Energieträger, deren Reichweite aus kostengüns-
tigen Reserven, ihrem technischen Fortschrittspotential
und von den Gutschriften etwa aus CO2-Vermeidungen
ab. 

Das größte Potential besitzt in Deutschland zweifellos die
Windenergie; sie ist zugleich die sowohl unter wirtschaft-
lichen Aspekten als auch wegen unterschiedlicher politi-
scher Bewertungen umstrittenste Form der Nutzung re-
generierbarer Energien. Der Ausbau der letzten Jahre ist
sicher beeindruckend: Innerhalb von zehn Jahren wurde
eine Kapazität aufgebaut, die der gesamten gegenwärtig
installierten Kraftwerksleistung auf Basis Erdgas (ca. 
15 000 MW) entspricht; 1995 war davon noch nicht ein-
mal ein Zehntel vorhanden. Und wenn die Wunschvorstel-
lungen mancher Umweltpolitiker Realität werden, könnte
sich die installierte Leistung in den nächsten zehn Jahren
nochmals verdoppeln. Gerade bei Windenergie besagt die
installierte Kapazität aber nichts über die erzeugbare Strom-
menge. Während ein Kern- oder Kohlekraftwerk bei Be-
darf 7 000 Stunden oder mehr im Jahr mit voller Leistung
gefahren werden kann, ist eine Windanlage auf einem gu-
ten Standort nur zwischen 2 000 und 2 500 Stunden im
Jahr im Volllastbetrieb. Ein Kohleblock mit 1 000 MW Leis-
tung kann bei 7 000 Stunden Benutzungsdauer rund 7 Mrd.
kWh erzeugen, 50 Windparks à 20 MW mit ebenfalls 
1 000 MW Leistung schaffen unter günstigsten Bedingun-
gen an optimalen Küstenstandorten 2,5 bis 2,8 Mrd. kWh.
Die fehlende Strommenge muss daher durch konventio-
nelle Erzeugung gedeckt werden. 

Ein steigender Anteil regenerativer Energiequellen
erfordert Anpassungen im konventionellen 
Erzeugungs- und Übertragungssystem und
schließlich auch bei den regenerativen Energie-
quellen selbst

Die Absicherung durch konventionelle Leistung ist aber
nur ein Problem der Windenergie. Je höher der Anteil
der Windenergie, und dies kann natürlich nur der als
nächste Stufe anvisierte Aufbau von Offshore-Windparks
sein, umso größer wird die Distanz zwischen den Erzeu-
gungs- und den Verbrauchszentren. Also muss das Über-
tragungsnetz erweitert und auf die neuen Erzeugungs-
systeme abgestimmt werden, nach Schätzungen der im
Auftrag der deutschen Energieagentur (dena) erstellten
Studie etwa um 1 000 Kilometer. Gleichzeitig nehmen
die Zufallsschwankungen im System zu, die bei Aufrecht-
erhaltung der Stabilität des gesamten Systems nur durch
zusätzliche Regel- und Reserveleistung aufgefangen wer-
den kann. Allerdings sind auch diese Anpassungsmaß-
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nahmen nicht in beliebiger Höhe und unbegrenzt darstell-
bar. Die bereits zitierte Studie im Auftrag der dena bei-
spielsweise kommt zu dem Ergebnis, dass eine Erzeu-
gung von 20% oder mehr aus Windenergie massive An-
passungsmaßnahmen erfordert, die auch die Windener-
gie selbst betreffen und letztlich eine Beschränkung der
Erzeugung erzwingen. 

Die größten Einsparpotentiale liegen in der 
Anlagenerneuerung und in moderner Technik 

Der Ausbau der erneuerbaren Energiequellen ist allerdings
nur eine Option für ein zukunftsfähiges Energieversor-
gungssystem. Wesentlich kostengünstiger stellt sich die
Modernisierung des Kapitalstocks dar, der in der Ener-
gieumwandlung, im Verkehr oder bei der Gebäudeheizung
genutzt wird. Allein durch die anstehende Modernisie-
rung des Kraftwerksparks könnten bei unverändertem
Brennstoffmix und konstanter Stromerzeugung die CO2-
Emissionen bei Steinkohle um rund 18 Mill. t, bei Braun-
kohle um etwa 28 Mill. t verringert werden. Das Redukti-
onspotential wäre mit mehr als 58 Mill. t noch größer, wenn
Steinkohle im Bereich der Mittellast durch Erdgas ersetzt
würde. Auch im Gebäudebereich ist das Einsparpotenti-
al erheblich. Würde man den Altbaubestand auf den für
Neubauten geltenden Standard bringen, könnten die Wär-
meverluste von rund 630 TWh auf 250 TWh, also um mehr
als 60% verringert und die CO2-Emissionen entsprechend
um rund 100 Mill. t reduziert werden. Und schließlich ste-
hen im Verkehrsbereich Minderungspotentiale zur Verfü-
gung, die sich zum Teil allein durch Änderungen des Fahr-
verhaltens erschließen lassen und damit keine Zusatzkos-
ten verursachen. 

Die Rolle der Energiepolitik

In einer sachlich vernünftigen Begründung hätte die Ener-
giepolitik die folgenden Aufgaben zu unterstützen:

– Wo möglich, sind die Marktkräfte zu mobilisieren, um
die Energiedienstleistungen auf jeder Stufe des Energie-
systems effizient zu erbringen. Dort wo Informationsde-
fizite der Nutzer vorliegen, kann das Gut Information bspw.
über neue Techniken oder für den Energieverbrauch re-
levante Verhaltensparameter als öffentliches Gut verbrei-
tet werden.

– Angemessene Pool-Bildungen zur Absicherung von Ri-
siken, die individuell schlecht zu tragen bzw. zu versichern
sind, wie etwa im Falle der Mineralölbevorratung, sind
zu organisieren.

– Umweltschäden aus Energienutzungen sind auf ein volks-
wirtschaftlich vernünftiges Maß zu verringern. Dies kann
durch ein sachgerecht angewendetes Ordnungsrecht,

über Steuern, Selbstverpflichtungen von Branchen oder
über Emissionshandel geschehen.

– Sehr langfristig erforderliche neue Energiesysteme sind
über F&E-Politik zu fördern, da in der kurzen Frist we-
gen der unzureichenden Amortisation die Forschungs-
intensität zu gering ausfiele. Dies impliziert allerdings nicht
eine gegen die Marktkräfte erzwungene umfassende
großtechnische Einführung derartiger Systeme.

– In den Bereichen, in denen wegen der Leitungsgebun-
denheit der Energieträger Strom und Erdgas ein natürli-
ches Monopol vorliegt, ist ein Ordnungsrahmen zu or-
ganisieren. Dieser kann grundsätzlich vom regionalen ver-
tikal integrierten Monopol bis hin zum völlig freien Wett-
bewerbsmodell reichen, in dem nur noch die Netzzu-
gangsbedingungen reguliert sind. Jedes dieser Modelle
hat spezifische Vor- und Nachteile.

– Wegen der komplexen Interdependenzen und der hohen
Kosten von Versorgungsstörungen kann die Politik ge-
rade bei Ländern mit hohem Energieimportanteil auch die
Versorgungssicherheit als Ziel verfolgen. Diese kann u.a.
durch eine breite Mischung der Energieträger nach Art,
regionaler Herkunft und Bevorratung sowie durch eine
ausreichend flexible Infrastruktur erreicht werden.

Energiepolitik hatte bisher nicht nur die obigen Begründun-
gen im Sinn, sondern hat historisch oftmals besondere In-
teressen bedient. Zahlreiche Subventionssysteme und Son-
derregelungen sind anders nicht zu verstehen. 

Ein zukunftsfähiges Energiesystem bis 2040

Der Energiebedarf in Deutschland wird nicht mehr weiter
stark wachsen: Stagnierende und langfristig schrumpfende
Bevölkerung einerseits, weitere Erneuerung von Energiesys-
temen (Heizungsanlagen, Fahrzeugflotten, Kraftwerke) las-
sen den Energieeinsatz bei gleicher Energiedienstleistung
zurückgehen und energieintensive Branchen expandieren in
Deutschland nicht mehr in starkem Maße bzw. wandern so-
gar mittelfristig ab.

Der Weg der Energiepolitik muss deshalb lauten:

– Die Modernisierung und Erneuerung des Kraftwerks-
parks mit voller Nutzung der beiden Säulen Braun- und
Steinkohle sind zu forcieren. Die Redlichkeit gebietet
auch eine Überprüfung der Restlaufzeiten für Kernkraft-
werke, sofern sie modernsten Sicherheitsanforderun-
gen genügen.

– In einem langfristig angelegten Programm zur energeti-
schen Sanierung des Altbaubestandes liegen erhebli-
che Potentiale zur Reduzierung von Heizöl- und Erdgas-
einsatz und damit auch CO2-Emissionen.

– Ein Programm zur Reduzierung des Kraftstoffverbrauchs
im Verkehr könnte dessen Zuwächse bremsen und um-
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drehen. Hier könnte bspw. die Abschaffung der Kfz-
Steuer für umweltfreundliche und gering verbrauchen-
de Autos bei gleichzeitiger Verdoppelung oder Verdrei-
fachung für Pkw mit über 9 l/100 km Normverbrauch
angebracht sein, um bereits beim Neukauf Signale zu
geben.

– Eine Beschleunigung der technischen Innovationen im
Bereich der intelligenten Steuerung von Elektromotoren
ist hilfreich, um dort den Stromverbrauch zu verringern. 

Die Liste derartiger Maßnahmen ist sehr viel länger. Grund-
sätzlich müsste Gebot sein: Solange kostengünstige Maß-
nahmen zur rationellen Energieverwendung und damit CO2-
Minderung nicht ausgeschöpft sind, haben teure Experimen-
te mit erheblichen Zusatzlasten für die Energiekosten zu un-
terbleiben. Aus polit-ökonomischer Sicht ist jedoch zu be-
fürchten, dass die Politik dieser simplen Regel noch nicht
folgen will. Innovationsoffensive notwendig

Für Deutschland ist eine innovative Energiepolitik und Ener-
giewirtschaft sowie deren internationale Integration bzw. Ab-
stimmung von besonderer Bedeutung: Auf der einen Seite
ist die deutsche Wirtschaft im hohen Maße exportabhängig,
auf der anderen Seite importiert Deutschland mit steigender
Tendenz Energie und Rohstoffe. Deutschland hat zudem
aufgrund seines hohen absoluten Energieverbrauchs – rund
25% des europäischen Energieverbrauchs erfolgt in
Deutschland – eine wichtige wirtschaftliche Position im eu-
ropäischen Kontext. Hinzu kommt die zentrale geographi-
sche Lage, die durch die EU-Osterweiterung noch weiter an
Bedeutung gewinnt.

Dem Elektrizitätsbereich kommt dabei eine besondere Be-
deutung zu, denn Strom stellt den »Lebenssaft« von vie-
len Energiedienstleistungen bereit. Eine weitere Besonder-
heit besteht darin, dass Stromverbrauch und Stromerzeu-
gung praktisch zeitgleich erfolgen müssen, denn die Spei-
cherung dieses Energieträgers ist bisher nur sehr aufwen-
dig möglich. 

In den nächsten 20 Jahren werden in Deutschland fast 
60 000 MW an fossiler und nuklearer Kraftwerksleistung,
altersbedingt oder nach dem vereinbarten Atomkonsens,
stillgelegt, was rund 50% der heute installierten Kraftwerks-
leistung von 115 000 MW entspricht. Bei einem angenom-
menen konstanten Stromverbrauch wie heute bedeutet dies,
dass rund 40 000 MW an neuer Kraftwerksleistung mit ei-
nem Investitionsvolumen von 40 bis 50 Mrd. € gebaut wer-
den müssten. 

Neben der notwendigen Kraftwerksleistung ist die Auftei-
lung der Stromerzeugung auf die einzelnen Energieträger
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wichtig. Die Elektrizitätswirtschaft in Deutschland erzeugt
derzeit rund 530 TWh Strom, bei einer fast ausgeglichenen
Außenhandelsbilanz, mit einem Anteil von rund 51% aus
Braun- und Steinkohlekraftwerken, von 28% aus Atomkraft-
werken und 10% aus erneuerbaren Energien sowie 11%
aus sonstigen Energieträgern (z.B. Gas, Öl).

Der Erneuerungsbedarf im Kraftwerkspark stellt eine große
Chance dar, eine sichere, preisgünstige sowie klima- und
umweltverträgliche Energieversorgung der Zukunft ideen-
reich und innovativ zu gestalten. Die Erfüllung dieser Krite-
rien ist für eine Volkswirtschaft ein wichtiger Standortfaktor:
Er beeinflusst die Wirtschaftsentwicklung und Investitions-
entscheidungen der Unternehmen und ist somit maßgeb-
lich für die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Sicherung von
Wohlstand, aber auch die Zukunfts- und Innovationsfähig-
keit bzw. Nachhaltigkeit verantwortlich. 

Eine innovative Energiepolitik und Energiewirtschaft ist aber
gerade deshalb erforderlich und sinnvoll, da Deutschland
neben der Reduktion der CO2-Emissionen gleichzeitig und
gleichrangig die Stilllegung der Atomkraftwerke vollzieht und
somit auch die mit der Atomenergie verbundenen Risiken
minimiert und zukünftig vermeidet. Diese Strategie der Ri-
sikominimierung ist auch im Sinne einer Nachhaltigkeitsstra-
tegie konsequent, da sie zukünftige Generationen nicht wei-
ter belastet und somit zur Flexibilität und Zukunftsoffenheit
des Systems führt.

Herausforderung für die Energiepolitik und 
-wirtschaft

Dies ist der Ausgangspunkt für die enorme Herausforde-
rung, vor der – unter stark veränderten Rahmenbedingun-
gen – die Energiepolitik und die Energie- bzw. Elektrizitäts-
wirtschaft steht:

– Liberalisierung und Globalisierung führen zu einem inten-
siveren Standortwettbewerb in Europa und zu verstärk-
ten nationalen und internationalen Handelsaktivitäten, die
sich in einer zunehmenden Kosten- und Preiskonkurrenz
niederschlagen. Die Stromkosten sind für die Industrie,
je nach Branche, eine bedeutende Kostengröße. Die na-
tionalen Rahmenbedingungen (Energiepolitik, Klima-
schutzpolitik, Steuerpolitik usw.) sind daher entscheidend
für Investitionsentscheidungen, aber auch für die Kon-
kurrenzfähigkeit der Industrie auf den internationalen
Märkten. Investitionen in den Kraftwerkspark unterlie-
gen zukünftig dem »normalen« Marktrisiko, was den Ener-
gieträgermix bzw. die Versorgungssicherheit, aber auch
den Klimaschutz beeinflussen wird. Die Rahmenbedin-
gungen in einem liberalisierten Energiemarkt müssen ein
Investitionsklima schaffen, das der Langfristigkeit von Be-
triebszyklen im Kraftwerksbereich Rechnung trägt.

– Die Entwicklung der internationalen Energiemärkte für
Erdgas, Erdöl und Kohle ist von entscheidender Bedeu-
tung für die Sicherstellung einer langfristigen, preisgüns-
tigen und sicheren Energieträgerverfügbarkeit. Dabei
spielt die Importabhängigkeit Deutschlands eine ent-
scheidende Rolle, die auch bei der Realisierung einer
Klimaschutzpolitik Beachtung finden muss. Bei den fos-
silen Energieträgern ist deshalb weiterhin ein breiter Ener-
gieträgermix erforderlich, der auf einer ausgewogenen
geographischen Verteilung der internationalen Bezugs-
quellen basiert. Unter diesem Aspekt kommt der Braun-
und Steinkohle eine besondere Bedeutung zu, da sie
entweder als heimische Energieträger verfügbar sind
oder aber die Vorkommen weltweit eine breite geogra-
phische Verteilung aufweisen. In Bezug auf Erdöl und
Erdgas ist bedeutsam, dass die westeuropäischen Vor-
kommen ihren Förderhöhepunkt in diesem Jahrzehnt
überschreiten werden. Die außereuropäische Importab-
hängigkeit Deutschlands wird sich weiter erhöhen, ver-
bunden mit einer Verlagerung der Bezugsquellen in po-
litisch schwierigere, instabilere Regionen. Die Entwick-
lung von Importstrategien für Erdgas aus Russland soll-
te z.B. berücksichtigen, dass Länder wie China, Japan
und die USA zunehmend auch auf diese Vorkommen
zurückgreifen werden und damit eine Preisreaktionen
verbunden sein wird. Deshalb ist es erforderlich, dass
bei dem anstehenden Kraftwerkserneuerungszyklus
auch weiterhin ein breiter fossiler Energieträgermix zum
Einsatz kommt, kombiniert mit dem forcierten Ausbau
der regenerativen Energiequellen und unter besonde-
rer Berücksichtigung der Energiequelle »Energie-
effizienz«.

– Die Notwendigkeit einer erfolgreichen Klimaschutzpolitik
hat für die Energieversorgung zukünftig eine noch wich-
tigere Bedeutung, wobei umgekehrt eine nachhaltige
Energieversorgung der entscheidende Faktor für erfolg-
reichen Klimaschutz ist. Sowohl hinsichtlich des Ersat-
zes der Kernkraftwerke als auch der altersbedingt aus-
scheidenden fossilen Kraftwerke sind die Auswirkungen
auf die CO2-Emissionen zu beachten. Dies ergibt sich
beispielsweise bei der Umsetzung der EU-Emissionshan-
delsrichtlinie, die – je nach Ausgestaltung – erhebliche
Auswirkungen auf die Kraftwerks- und Energieträger-
struktur und damit auch auf die Versorgungssicherheit
haben kann. Eine nationale Klimaschutzstrategie muss
im internationalen Kontext formuliert und umgesetzt wer-
den, nur so lassen sich gleiche Standards auf hohem
Niveau erreichen. 

Allein diese drei Punkte verdeutlichen die Komplexität der
Entscheidungsfindung, aber auch den hohen Wettbewerbs-
und Konkurrenzdruck im internationalen Umfeld, was un-
missverständlich und eindeutig für die Notwendigkeit einer
Innovationsoffensive spricht – sowohl auf der Nachfrage- als
auch auf der Angebotsseite. 
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Methoden der Effizienzsteigerung 

Die interessante Frage ist nun, mit welchen Technologien
und Methoden wir den Stromverbrauch auf der Nachfrage-
seite zukünftig mindestens stabilisieren bzw. reduzieren kön-
nen, und mit welchem Kraftwerks- und Energieträgermix er
dann abgedeckt werden wird – unter Berücksichtigung der
Kriterien der Versorgungssicherheit, der Wirtschaftlichkeit,
des Klimaschutzes und der Risikominimierung. 

Zur Erfüllung der Kriterien muss die zukünftige Energiepoli-
tik und Energiewirtschaft ihre höchste Priorität auf die Effi-
zienzsteigerung legen, sowohl auf der Nachfrageseite als
auch bei der Nutzung von Kohle, Erdgas sowie regenerati-
ver Energiequellen. 

Dabei kommt allen drei Bereichen die gleiche Priorität zu.
Auch bei konsequenter Umsetzung einer Effizienzstrategie
auf der Nachfrageseite und dem Einsatz von regenerativen
Energiequellen ist der Einsatz von Kohle und Erdgas erfor-
derlich, insbesondere zur Sicherstellung der Versorgungs-
sicherheit zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten.

Die gleichberechtigte Beachtung dieser drei Punkte wird
an folgendem Beispiel deutlich:

Bei einem im Jahr 2020 unterstellten Stromverbrauch in Hö-
he von 530 TWh, einem Anteil der erneuerbaren Energie-
quellen von rund 110 TWh (20%) und einem verbleibenden
Anteil an Atomstromerzeugung in Höhe von rund 40 TWh,
verbleibt für die fossilen Kraftwerke eine Stromerzeugung
in Höhe von rund 380 TWh (73%). Das sind rund 60 TWh
mehr als derzeit. Dabei stellt sich die interessante Frage, in
welche Technologien investiert werden wird und welcher
Umstrukturierungsprozess sich damit vollzieht. 

Ein mögliches Szenario, das z.B. auch von großen Ener-
gieversorgungsunternehmen als nicht unrealistisch angese-
hen wird, geht davon aus, dass sich der derzeitige Anteil der
Stromerzeugung aus Großkraftwerken von 76% bis zum
Jahr 2010 auf 66% und bis zum Jahr 2020 auf 54% verrin-
gert. 46% der Stromerzeugung erfolgt dann aus Kraft-Wär-
me-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) und regenerativen
Kraftwerken.

Die Umsetzung eines solchen Szenarios erfordert auf allen
Ebenen einen erheblichen Entwicklungsaufwand, da die da-
für erforderlichen Bedingungen gegensätzlicher nicht sein
könnten. Während auf der einen Seite im Bereich der Pho-
tovoltaik (PV) sowie bei kleinen Blockheizkraftwerken und
Brennstoffzellen Anlagengrößen von ein bis zehn Kilowatt
nicht unüblich sind, entwickelt sich die Anlagengröße der
Windkraftparks in Bereiche von mehreren zig Megawatt mit
weiter steigender Tendenz. PV-Anlagen, Biomassekraftwer-
ke und KWK-Anlagen werden über das ganze Land verstreut

kundennah gebaut und meist – orientiert an bestehenden
Siedlungsstrukturen – in das vorhandene elektrische Ver-
bundsystem integriert. Bei einer effizienten Windenergienut-
zung bildet sich dagegen eine weitere Konzentration an wind-
starken Standorten in Norddeutschland ab, in denen keine
ausreichende Netzinfrastruktur vorhanden ist. Diese Ten-
denz wird durch den Ausbau von Offshore-Windparks in der
Nord- und Ostsee noch weiter verstärkt, da diese aufgrund
ihrer hohen Infrastrukturkosten in Leistungsgrößen von 500
MW und größer gebaut werden müssen, um die Kosten zu
minimieren. Neben den technischen Fragen stehen aber
auch strukturelle und organisatorische Anpassungen auf der
Agenda, wie beispielsweise die Implementierung von inno-
vativen Energiedienstleistungs-, Finanzierungs- und Service-
angeboten, z.B. für die Optimierung der Investitionen auf der
Nachfrage- und Angebotsseite. 

Um mit dem sehr breiten Spektrum der in Entwicklung be-
findlichen bzw. entwicklungsfähigen innovativen Technolo-
gien die beschriebene notwendige Umstrukturierung der
Energieversorgung realisieren zu können, sind insbeson-
dere die folgenden Aufgaben zu lösen:

1. Für die erfolgreiche Mobilisierung der Effizienzpotentiale
auf der Nachfrageseite müssen Produkt- und Marketing-
strategien (push-and-pull) entwickelt werden, die die ver-
schiedenen Akteure (Hersteller, Händler, Handwerker,
Kunden/Nutzer) für das Thema sensibilisieren und akti-
vieren. Zur Dynamisierung der Entwicklung von effizien-
ten und innovativen Geräten und Produkten sind für die
Hersteller Programme und Anreizsysteme zu entwickeln,
wie »Best-Practise-Programme«. Für Kunden und Nut-
zer müssen effektive Informationssysteme entwickelt wer-
den, die eine »Just-in-time«- und »Just-in-place«-Bera-
tung über die Vorteile der effizienten Technologien er-
möglichen – beispielsweise über die »Live-Cycle-Cost«
der Produkte. Für die Platzierung von »Energieeffizienz«
als Markenzeichen sind breite Markteinführungsstrate-
gien für diese Produkte erforderlich, beispielsweise ge-
tragen im Rahmen einer Selbstverpflichtung von Herstel-
lern, Händlern und Energiehändlern. 

2. Die technische Integration der innovativen Erzeugungs-
anlagen auf den verschiedenen Ebenen in das Ener-
giesystem erfordert die Erweiterung und Intensivierung
der verbundwirtschaftlichen Zusammenarbeit in so ge-
nannten »virtuellen« oder »intelligenten« Kraftwerken,
bei denen dezentrale Technologien auf der Erzeugungs-
seite und Lastmanagement auf der Verbraucherseite
sowohl im Elektrizitäts- als auch im Wärmebereich mit-
einander vernetzt und optimiert werden. Mit diesem
Konzept, das hohe Anforderungen an die Kommuni-
kationsinfrastruktur stellt, können die Erzeugungsein-
heiten optimal eingesetzt und ausgelastet sowie gleich-
zeitig auf der Verbraucherseite eine maximale Energie-
effizienz erreicht werden. 
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3. Die Entwicklung von Strategien zur Markteinführung und
Marktdurchdringung von Innovationen stellt eine weite-
re wichtige Aufgabe dar. Dazu sind die Aus- und Weiter-
bildung von Ingenieuren, Architekten und Handwerkern,
die Entwicklung von Dienstleistungsangeboten und Fi-
nanzierungskonzepten (z.B. Contracting) sowie von neu-
en Marketingkonzepten notwendig. So ist vorstellbar,
dass anstelle von Energieträgern (Strom, Gas) künftig
verstärkt Energiedienstleistungen (Raumwärme, Warm-
wasser, Licht) von Contractoren angeboten werden. Das
Know-how des Contractors garantiert die Energie- und
Kosteneffizienz der Energiedienstleistung bei gleichzei-
tiger Erfüllung hoher Komfortansprüche des Kunden. Für
die daraus resultierenden Investoren- und Betreiberkon-
stellationen sind standardisierte Dienstleistungspakete
(z.B. Vertragstexte, Finanzierungsmodelle) zu entwickeln.
Der erfolgreiche Einsatz innovativer Technologien wird
entscheidend von diesen Rahmenbedingungen abhän-
gen, die ein hohes Maß an Komfort aufweisen bzw. zu
niedrigen Transaktionskosten realisierbar sind.

Die Umsetzung einer erfolgreichen Nachhaltigkeitsstrate-
gie in der Energiewirtschaft ist mit den vorhandenen Inno-
vationspotentialen möglich. Dies erfordert aber einen brei-
ten gesellschaftlichen Konsens sowohl auf der nationalen
als auch auf der internationalen Ebene und ein hohes Maß
an interdisziplinärer Kooperation auf allen Ebenen. Die Ent-
wicklung von hocheffizienten Systemen, wie Passivhäuser
im Neubau oder die Realisierung eines Niedrigenergiehaus-
standards bei der Gebäudesanierung, erfordert das optima-
le Zusammenwirken zwischen Gebäude- und Anlagentech-
nik auf der einen Seite und der optimalen Integration in die
verbundwirtschaftliche Zusammenarbeit auf der anderen
Seite. Die optimale Integration von fluktuierenden Stromer-
zeugungsanlagen, wie Windkraftwerken, in das Verbund-
system und die Sicherstellung der Versorgungssicherheit
bedingen den Ausbau von hocheffizienten Kohle- oder Erd-
gas-GuD-Kraftwerken, die die notwendige Regel- und Re-
serveenergie zur Verfügung stellen. 

Diese Aufgaben können nur dann erfolgreich gelingen, wenn
neben der Mobilisierung der technischen und wirtschaftli-
chen Effizienzpotentiale auch eine optimale Abstimmung
zwischen den Marktbedingungen und den staatlichen Ins-
trumenten erfolgt – nach dem Prinzip: soviel Staat wie nö-
tig, soviel Markt wie möglich.

Ein Paradigmenwechsel ist notwendig

Im Zentrum der Diskussion über ein zukunftsfähiges
Energie(versorgungs)system1 stehen die leitungsgebunde-
nen Energieträger und hier insbesondere die Strombereit-
stellung, zumal durch die Art der Stromerzeugung eine en-
ge Verknüpfung zum Wärmemarkt hergestellt werden kann.
Auch vor dem Hintergrund des im August 2004 novellier-
ten Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) und der fakti-
schen Schwerpunktsetzung bei der anstehenden Novellie-
rung des Energiewirtschaftsgesetzes möchte ich mich in
den folgenden Ausführungen auf den Strombereich konzen-
trieren.

Das über Jahrzehnte gewachsene Stromsystem in Deutsch-
land lässt sich grob als zentralistisches Großverbundsystem
charakterisieren, in dem der Strom in verbraucher- und last-
fernen Kondensationskraftwerken erzeugt und über ein aus-
reichend dimensioniertes Hoch- und Höchstspannungsnetz
zu den endverteilenden regionalen und kommunalen Un-
ternehmen transportiert wird. Dieses System wird ergänzt
durch Reste einer industriellen Eigenstromerzeugung (rund
5% der Erzeugung) sowie durch politisch geförderte Nischen-
bereiche wie die Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien (rund 10% der Erzeugung) und die kommunale Kraft-
Wärme-Kopplung (rund 5% der Erzeugung). 

Das System wird dominiert durch ein Duopol (E.ON und
RWE), das rund 70% der gesamten Stromerzeugung auf
sich vereinigt, große Teile des Transportnetzes in seinem Be-
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sitz hat und an einer erheblichen Anzahl von Regionalver-
sorgern und Stadtwerken beteiligt ist. Die gemischt-wirt-
schaftliche Geschichte der beiden Unternehmen und damit
verbunden die traditionell engen Verbindungen zum Staat
sind wesentliche Gründe für ein erhebliches Beharrungsver-
mögen gegenüber jeglichen von außen herangetragenen
Systemveränderungen, das allenfalls durch die Situation in
Frankreich mit dem Staatsunternehmen EDF im Zentrum
noch übertroffen wird.

Dieses Beharrungsvermögen bezieht sich sowohl auf tech-
nische Entwicklungen, die geeignet sein könnten, das be-
stehende Großverbundsystem mittel- und langfristig abzu-
lösen, als auch auf neue wettbewerbliche Spielregeln im Zu-
ge der europaweiten Liberalisierung der Energiemärkte. In-
sofern ist die Diskussion über ein zukunftsfähiges Stromsys-
tem in Deutschland nicht nur eine Diskussion über techni-
sche Möglichkeiten und ihr Zusammenwirken, sondern stets
auch eine Diskussion über Akteure, ihre Marktmacht und ih-
re Anreizstrukturen.

Für die Notwendigkeit einer weitreichenden Systemverän-
derung, die technisch gesehen einen Paradigmenwechsel
darstellt und zu einem sehr viel stärker dezentralisierten Sys-
tem führen würde, sprechen zumindest die folgenden Ar-
gumente:

– Das bestehende bundesdeutsche Stromsystem ist nicht
nachhaltig im Sinne von klimaverträglich, risikominimie-
rend und verallgemeinerbar. Sollten bevölkerungsreiche
Länder, wie China und Indien, ein ähnliches System an-
streben, wäre das unter Klima- und Ressourcengesichts-
punkten sowie im Hinblick auf die ungelösten Probleme
der Kernenergienutzung katastrophal.

– In einer durch zunehmenden Terrorismus geprägten Welt
ist die Versorgungssicherheit in zentralistischen Syste-
men sehr viel schwieriger zu gewährleisten als in stärker
dezentralisierten Systemen.

– Bei zunehmender Ressourcenerschöpfung konzentriert
sich die Rohstoffabhängigkeit künftig auf wenige Län-
der. Die stärkere Nutzung heimischer Ressourcen wür-
de diese Abhängigkeit verringern und zudem einen Bei-
trag zur Stärkung regionaler und lokaler Wertschöpfung
leisten.

– Technische Innovationen, die geeignet sind, das Strom-
system umzubauen und damit zukunftsfähig zu machen,
sichern und schaffen nachhaltige Arbeitsplätze in
Deutschland und leisten somit einen Beitrag zum Abbau
der Massenarbeitslosigkeit.

– Fairer Wettbewerb auf den einzelnen Wertschöpfungs-
stufen des Stromsystems lebt von Akteursvielfalt, die sich
in einem zentralistischen und vermachteten System nur
in geschützten Nischenbereichen entfalten und daher
nur wenig Dynamik in das Gesamtsystem transportieren
kann.

Technische Zukunft

Die technischen Optionen für ein stärker dezentralisiertes
Stromsystem sind größtenteils bereits vorhanden: Kleine bis
mittelgroße Anlagen, die nach dem Prinzip der Kraft-Wär-
me/Kälte-Kopplung (KWK) arbeiten und neben dem Strom
zusätzlich die Energiedienstleistungen Raumwärme oder
Kühlung bereitstellen, und die durch intelligente Steuerungs-
und Regelungstechniken zu »virtuellen« Kraftwerken vernetzt
werden können. Der Vorteil dieser Anlagen liegt in ihrem sehr
guten Gesamtwirkungsgrad, der klimaverträglich und res-
sourcenschonend das Maximum aus den eingesetzten fos-
silen oder biogenen Energieträgern herausholt. Das Spekt-
rum der Anlagen reicht dabei von größeren Gas-GuD-KWK-
Anlagen über Blockheizkraftwerke, Mikrogasturbinen und
Stirlingmotoren bis hin zu Brennstoffzellen, die derzeit je-
doch noch am weitesten von der Wirtschaftlichkeit entfernt
sind. Ergänzt wird dieses Spektrum durch dezentrale Anla-
gen zur Nutzung erneuerbarer Energien wie Onshore-Wind-
kraftanlagen, Kleinwasser- und Geothermiekraftwerke so-
wie Photovoltaik-Panel. Gesteuert werden die Anlagen durch
dezentrale Energiemanagementsysteme, die geeignet sind,
auch die Verbraucherseite systematisch einzubeziehen und
damit eine ganzheitliche Systemoptimierung zu ermöglichen. 

Wenn man davon ausgeht, dass unter wärmestrukturellen
Gesichtspunkten mittelfristig rund die Hälfte der bundes-
deutschen Stromerzeugung in dezentralen KWK-Anlagen
erfolgen kann (wie dies in Finnland, Dänemark und den Nie-
derlanden heute bereits annähernd der Fall ist), wenn dann
ein weiteres Viertel durch zentrale und dezentrale Anlagen
zur Nutzung erneuerbarer Energien bereitgestellt wird2, und
wenn man zusätzlich davon ausgeht, dass sich die Anwen-
dungseffizienz des Stroms beim Verbraucher erheblich stei-
gern lässt, bleibt für herkömmliche zentrale Kondensations-
kraftwerke nur eine relativ kleine Marktnische übrig.

Dieses grobe Szenario eines zukunftsfähigen Stromsystems
könnte sich freilich verändern, wenn es gelingen sollte, ein
so genanntes »CO2-freies« Kohlekraftwerk oder ein inhärent
sicheres Kernkraftwerk zu entwickeln und zu konkurrenzfä-
higen Preisen auf den Markt zu bringen. Momentan gibt es
dafür allerdings keine Anhaltspunkte. 

Fatal erschiene in der augenblicklichen Situation eine Ver-
längerung der Laufzeiten der bestehenden Kernkraftwerke.
Einerseits könnten die Kraftwerksbetreiber durch die fakti-
sche Ausdehnung des goldenen Endes der Kraftwerke er-
hebliche Zusatzgewinne realisieren, die sich für die Perpe-
tuierung des alten System und für gezielte Wettbewerbsver-
zerrungen nutzen ließen, zum anderen würden damit Anla-
gen, die in den fünfziger und sechziger Jahren entwickelt
wurden, den Weg für neue innovative Technologien versper-
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ren und möglicherweise dazu beitragen, den Anschluss an
lukrative Exportmärkte zu verpassen.

Wettbewerbliche Zukunft

Fairer Wettbewerb ist der Schlüssel zum Aufbrechen ver-
machteter und verkrusteter Strukturen im derzeitigen Strom-
system. Dabei sind folgende Wertschöpfungsstufen zu un-
terscheiden:

– Wettbewerb im Bereich der Stromerzeugung
Hier geht es darum, allen aktuellen und potentiellen Strom-
erzeugern ein gleichberechtigtes Spielfeld (»level playing
field«) zu ermöglichen, auf dem sich die effizientesten
durchsetzen können. Dazu gehört eine Strombörse, die
genügend Liquidität besitzt und nicht von wenigen markt-
mächtigen Teilnehmern vereinnahmt werden kann, ein
transparentes Stromgroßhandelssystem und wettbe-
werblich organisierte Systemdienstleistungsmärkte wie
der Regelenergiemarkt, bei denen die Marktzutrittsschran-
ken gering und die für alle Beteiligten transparent sind.

– Effiziente Regulierung der Netzbereiche
Nach dem Scheitern des deutschen Experiments eines
verhandelten Netzzugangs, der den Liberalisierungsfort-
schritt um mindestens fünf Jahre verzögert hat, schließt
sich Deutschland in diesem Jahr den internationalen Ge-
pflogenheiten an und führt eine Netzregulierung ein. Die-
se Regulierung kann umso effizienter ausgestaltet wer-
den, je stärker die Interessen der Wertschöpfungsstufen
getrennt sind, im besten Falle also eigentumsrechtlich.
Da die eigentumsrechtliche Trennung zwischen Trans-
portnetz und Großstromerzeugung in Deutschland bis-
lang an den bestehenden Machtverhältnissen geschei-
tert ist, bleibt dies strategisch gesehen der größte Makel
der bundesdeutschen Strommarktliberalisierung. Wenn
man von einer Verstaatlichung dieser »Hauptschlagader»
des Stromsystems absehen will, wie sie in Dänemark un-
längst durchgeführt wurde, ist hier auf eine sehr strikte
Netzzugangs- und -entgeltregulierung zu achten. Die Re-
gulierung der Netzentgelte bei der Nutzung der Verteil-
netze muss darauf abzielen, mit Hilfe einer intelligenten
Anreizregulierung das Niveau der Entgelte abzuschmel-
zen und sie dem europäischen Durchschnittsniveau an-
zunähern.

– Wettbewerb um Endkunden
Die wichtigste Voraussetzung für eine Intensivierung des
Endkundenwettbewerbs besteht darin, bei den integrier-
ten Netzbetreibern – und nahezu alle Verteilnetzbetrei-
ber in Deutschland sind noch integrierte Unternehmen
mit einer allenfalls organisatorisch entflochtenen Ver-
triebssparte – eine Quersubventionierung zwischen Netz-
betrieb und Vertrieb zu verhindern. Genau diese Quer-
subventionierung hat bewirkt, dass seit Beginn der Li-
beralisierung der Endkundenwettbewerb nahezu zum Er-

liegen gekommen ist und nur noch wenige neue Anbie-
ter übrig geblieben sind – vorzugsweise in Marktnischen
wie dem Ökostrombereich oder bei gewerblichen Bün-
delkunden.

Neben den rechtlichen, institutionellen und organisatorischen
Voraussetzungen für eine tatsächliche Liberalisierung des
Strommarktes spielt auch die Einstellung zum Wettbewerb
eine wichtige Rolle (»spirit of competition«). Abgesehen vom
Bundeskartellamt und der Monopolkommission scheint die-
ser »spirit« den wesentlichen Akteuren im bundesdeutschen
Strommarkt zu fehlen, wie sich an den erbitterten Besitz-
standsgefechten im Rahmen der Novellierung des Energie-
wirtschaftsgesetzes aktuell zeigt:

– Die etablierten Netzbetreiber, die von der Liberalisierung
an sich über die Regulierung bis hin zum Effizienzvergleich
und zur Anreizregulierung bislang noch jeden Vorschlag
zur wettbewerblicheren Gestaltung des Strommarktes
grundsätzlich abgelehnt haben, nutzen jede Gelegenheit,
um den Status quo gegen die gebündelten Interessen
der Netznutzer und der Verbraucherschützer zu vertei-
digen. 

– Das Bundeswirtschaftsministerium verfolgt seit dem ord-
nungs- und wettbewerbspolitischen Sündenfall der
E.ON/Ruhrgas-Fusion einen kruden industriepolitischen
Kurs, der einseitig die Interessen der Stromnetzbetrei-
ber gegen die der restlichen Wirtschaft und der privaten
Verbraucher unterstützt. Die Ideologie dahinter hat mög-
licherweise zum Ziel, die beiden großen heimischen
Stromkonzerne auf Dauer in der europäischen Champi-
ons-League zu etablieren – koste es, was es wolle.

Bezeichnenderweise hält derzeit innerhalb der Bundesre-
gierung das Bundesumweltministerium die Fahne des Wett-
bewerbs hoch, in der Sache temporär unterstützt von der
konservativen Mehrheit im Bundesrat.

Das Energiewirtschaftsgesetz als Grundgesetz
der Energiewirtschaft

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und das Kraft-Wär-
me-Kopplung-Modernisierungsgesetz (KWK-Mod) bleiben
Nischengesetze, wenn es nicht gelingt, den oben skizzier-
ten Paradigmenwechsel in den grundsätzlichen Rahmen-
bedingungen der Stromwirtschaft zu verankern. Die Frage,
welche Freiräume es künftig zur Ausgestaltung eines zu-
kunftsfähigen Stromsystems geben wird, hängt im Wesent-
lichen von der Festlegung des energierechtlichen Ordnungs-
rahmens und der Kompetenzzuweisung/-wahrnehmung der
Regulierungsbehörde ab.

Die derzeitige Novellierung des Energiewirtschaftsgesetz
ist seit 1935 der erste realistische Versuch in Deutschland,
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ein wirkliches Grundgesetz für diesen Schlüsselbereich der
Volkswirtschaft zu schaffen. Insgesamt 118 Paragraphen
und über 20 Verordnungsermächtigungen stellen ein Regel-
werk da, das zunächst einen Auswuchs überzogener na-
tionaler Regelungswut vermuten lässt, aber in wesentlichen
Teilen von der EU vorgeschrieben wurde. Man muss sich
dabei freimachen von dem Gedanken, der Übergang eines
jahrzehntelang gewachsenen, verkrusteten Monopolsys-
tems zu einem wettbewerblicheren System ließe sich ohne
ein ausgefeiltes Regelwerk bewerkstelligen – die rudimen-
täre Novelle aus dem Jahr 1998 ist hier ein mahnendes Ge-
genbeispiel.

Im Kern geht es bei dieser Novellierung um faire Wettbewerbs-
regeln, die neuen »hungrigen« Akteuren den Zutritt zu den
einzelnen Teilmärkten ermöglichen und damit die Vorausset-
zungen für ein zukunftsfähiges System schaffen sollen.

Grob umrissen sind dies

– Faire Regeln für den Netzanschluss
Die Marktzutrittsbarrieren für neue Stromerzeuger müs-
sen gering gehalten werden, der Netzanschluss ist rei-
bungslos zu ermöglichen.

– Faire Netzzugangsregeln
Hierunter verbergen sich vor allem der Zugang und die Aus-
gestaltung des Reserve- und des Regelenergiemarktes, die
Vergütung vermiedener Netznutzungsentgelte als Honorie-
rung des energiewirtschaftlichen Wertes dezentraler Anla-
gen sowie die faire Behandlung von Arealnetzbetreibern als
Contractoren für die Nutzung kleiner KWK-Anlagen.

– Faire Netznutzungsregeln
Hier geht es um die Ausgestaltungsregeln für die Festle-
gung der Netznutzungsentgelte als Kern der künftigen
Regulierungstätigkeit. Dazu gehört ein intelligentes Sys-
tem der Anreizregulierung, das das Spannungsfeld zwi-
schen ökonomischer Effizienz, ökologischen Zielsetzun-
gen und hinreichender Versorgungsqualität auflöst. Kon-
kret muss die Regulierung auch einen Beitrag dazu leis-
ten, dass die Netzbetreiber sich in die Rolle eines »akti-
ven« Systemoptimierers unter Berücksichtigung aller de-
zentralen Optionen auf der Angebot- und Nachfragesei-
te begeben und so einen wichtigen Beitrag zum Umbau
des bestehenden Systems leisten.

– Transparenz und ausreichende Informationen
Nicht nur die Verbraucher, sondern auch die Marktteil-
nehmer haben einen Anspruch darauf, fair und umfassend
informiert zu werden. Insbesondere dadurch, dass die In-
teressen der unterschiedlichen Wertschöpfungsstufen
(noch?) nicht eigentumsrechtlich getrennt sind, ist es drin-
gend notwendig, dass die Regulierungsbehörde darauf
hinwirkt, Informationsasymmetrien abzubauen.

Über die technischen Entwicklungen und die bestehenden
Nischengesetze für erneuerbare Energien und Kraft-Wär-

me-Kopplung hinaus ist es also fundamental, das Energie-
wirtschaftsgesetz mit seinen Verordnungen, das über die
Möglichkeit entscheidet, das bestehende Großverbundsys-
tem zu einem zukunftsfähigen System umzubauen. Wäh-
rend es im Gesetz selbst darum geht, die Türen für einen
solchen Umbau offen zu halten und faire Marktzutrittsre-
geln festzulegen, liegt der Schlüssel für die Umsetzung des
Gesetzes bei der Regulierungsbehörde für Elektrizität, Gas,
Telekommunikation und Post (REGTP). Letztlich wird es von
ihrer Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den etablierten Be-
sitzstandswahrern abhängen, inwieweit die schrittweise Im-
plementierung eines stärker dezentralisierten, wettbewerb-
lich gestalteten und von einer größeren Akteursvielfalt ge-
prägten Zukunftsenergiesystems gelingt.
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